
haltsfestsetzungen hat sich das Oberste Gericht auch mit 
dem Problem der Unterhaltsgewährung während der 
Strafhaft beschäftigt. In Weiterentwicklung früherer 
Rechtsauffassungen wurde festgelegt, daß allein der 
Umstand der Inhaftierung nicht schematisch zu einer 
Ermäßigung der Unterhaltsverpflichtungen führt. Viel­
mehr ist differenziert zu prüfen, ob und in welchem 
Umfang die vom Strafgefangenen zu vertretenden Um­
stände eine Herabsetzung bzw. einen Wegfall des Unter­
halts rechtfertigen oder nicht. Kein Abänderungsgrund 
ist z. B. vorhanden, wenn es sich um eine Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr handelt oder wenn der Unterhalts­
verpflichtete — wie das Oberste Gericht in einem Urteil 
ausgesprochen hat — z. B. wegen asozialer Lebensweise, 
Verletzung der Unterhaltspflicht oder hartnäckiger 
Rückfälligkeit zu mehr als einem Jahr Freiheitsentzug 
verurteilt wurde./7/ Mit dieser Entscheidung konnten 
zwar nicht alle mit einer Inhaftierung des Unterhalts­
verpflichteten zusammenhängenden Probleme gelöst 
werden. Sie hat jedoch — wie die Praxis zeigt — dazu 
beigetragen, daß die Gerichte die Voraussetzungen für 
eine Korrektur der Unterhaitsfestsetzung im Einzelfall 
gründlich prüfen.

Zur effektiven und rationellen Verfahrensdurchführung

Besonderes Augenmerk widmen die Gerichte einer 
effektiven und rationellen Durchführung der Unter­
haltsverfahren. Im Republikdurchschnitt werden vier 
Fünftel aller selbständigen Unterhaltsverfahren in 
einem Termin abgeschlossen, und zwar bei durchweg 
exakter Sachverhaltsaufklärung. 64 Prozent dieser Ver­
fahren werden innerhalb eines Monats erledigt.
Die Gerichte nutzen operative Einsätze und Fachrichter­
beratungen, um die besten Erfahrungen zu verallge­
meinern. Dabei lag das Schwergewicht stets darauf, 
jederzeit die Übereinstimmung von Konzentration des 
Verfahrens, exakter Sachverhaltsaufklärung und rich­
tiger rechtlicher Würdigung zu gewährleisten, um ver­
einzelt festgestellten Erscheinungen entgegenzutreten, 
auf die Verwertung angeordneter, aber noch nicht vor­
handener Beweismittel zu verzichten bzw. neue Tat­
sachen nicht mehr zu berücksichtigen, damit das Ver­
fahren schneller abgeschlossen werden kann.

I'll vgl. OG-, Urteil vom 13. November 1973 - 1 ZzF 17/73 - 
(NJ 1974 S. 126).

Zur gerichtlichen Verantwortung für die Durchsetzung 
des Unterhalts
Die Gerichte haben insbesondere in Zusammenhang 
mit der Umsetzung der Materialien der 5. Plenartagung 
des Obersten Gerichte zur Sicherung der Interessen der 
Kinder bei Ehescheidung und mit der konsequenten 
Anwendung der VO zur Vereinfachung des gerichtlichen 
Verfahrens in Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen 
vom 31. Januar 1973 (GBl. I S. 117)/8/ verstärktes Augen­
merk auch auf die Durchsetzung von Unterhaltsver­
pflichtungen gelegt.
Die weitaus meisten Unterhaltsschuldner erfüllen ihre 
Verpflichtungen pünktlich und in der richtigen Höhe. 
Dennoch gibt es Pfändungen, und vor allem sind 
wiederholte Ausfertigungen des Pfändungsbeschlusses 
dann notwendig, wenn der Unterhaltsverpflichtete den 
Arbeitsplatz gewechselt hat. Das erfordert große Auf­
merksamkeit der Vollstreckungsorgane, aber auch der 
erkennenden Gerichte selbst. Die Aufgabe, die Durch­
setzung festgelegter Unterhaltsverpflichtungen unbe­
dingt zu sichern, hat deshalb das gesamte gerichtliche 
Verfahren zu bestimmen.
Es muß noch stärker beachtet werden, daß zur Kon­
zentration des Verfahrens auch eine u n v e r z ü g ­
l i c h e  Zustellung der Entscheidungen gehört, um eine 
alsbaldige Realisierung der Schuldtitel zu ermöglichen. 
Ebenso sind in der gerichtlichen Entscheidung Fällig­
keitstermine eindeutig zu bestimmen. Bei der Durch­
setzung der Unterhaltsverpflichtungen wird manchmal 
noch verkannt, daß diese zu Beginn des laufenden Mo­
nats fällig werden (§ 20 Abs. 1 Satz 2 FGB). In Pfän­
dungsbeschlüssen finden sich mitunter die unterschied­
lichsten Fälligkeitstermine, weil nicht bereits im Urteil 
die entsprechenden Angaben gemacht wurden. 
Desgleichen ist es erforderlich, daß die Gerichte in 
Verfahren, in denen sich Hinweise auf eine nicht regel­
mäßige Zahlung des Unterhalte ergeben, stärker auf 
die Möglichkeit der Einbehaltung von Lohnanteilen zur 
Sicherung des Unterhalts nach § 59 Abs. 1 Buchst, c GBA 
hinwirken.

/8/ Vgl. hierzu G. Krüger, „Neue Maßnahmen zur Verein­
fachung des gerichtlichen Verfahrens in Zivil-, Familien- und 
Arbeitsrechtssachen“, NJ 1973 S. 107 fE.; E. Göldner/H. Hauschild/ 
H. Peuthert, „Maßnahmen zur Vereinfachung des gerichtlichen 
Verfahrens auf den Gebieten des Zivil-, Familien- und Ar­
beitsrechts werden planmäßig verwirklicht“, NJ 1974 S. 164 ff.

Aus der Praxis — für die Praxis

Unterstützung der Rechtserziehung der Schüler 
durch die Staatsanwälte
In Jena bemühen sich die Organe der 
Volksbildung des Rates der Stadt ge­
meinsam mit den Justizorganen um 
eine wirksame Rechtserziehung der 
Schüler auf der Grundlage des Be­
schlusses des Politbüros des Zentral­
komitees der SED vom 7. Mai 1974 
über „Die nächsten Aufgaben zur Er­
läuterung des sozialistischen Rechts 
sowie zur Festigung und weiteren 
Entwicklung des Rechtsbewußtseins 
der Werktätigen“. Den Beitrag, den 
die Staatsanwälte dazu leisten kön­
nen, sehen wir in der 
— Unterstützung der ideologischen 

Arbeit zur Vertiefung des Ver­
ständnisses der einzelnen Erzie­
hungsträger für die Notwendigkeit 
der Rechtserziehung;

— Vermittlung von Rechtskenntnis­
sen an Lehrer, Eltern und Funk­
tionäre der FDJ;

— Unterstützung bei der Entwick­
lung und Verallgemeinerung 
wirksamer Formen und Methoden 
der Rechtserziehung der Jugend.

Einige Erfahrungen, die hierbei ge­
sammelt wurden, möchten wir im 
folgenden darlegen.
Die Staatsanwälte haben in den ver­
schiedensten Zusammenkünften der 
Pädagogen Gelegenheit genommen, 
mit ihnen Probleme der Wirksam­
keit des sozialistischen Rechts zu be­
raten. Sie haben dabei in enger Be­
ziehung zu den schulpolitischen Auf­
gaben stehende Erfahrungen der

staatsanwaltschaftlichen Gesetzlich­
keitsaufsicht im Territorium verwer­
tet. Das hat mit dazu beigetragen, die 
Erkenntnis zu vertiefen, daß die 
Rechtserziehung der Schüler un­
trennbarer Bestandteil der sozialisti­
schen Jugenderziehung und deshalb 
Anliegen aller Lehrer ist. Wir be­
trachten die unmittelbare Beratung 
von Problemen des Rechts mit den 
Kollektiven der Pädagogen als eine 
wichtige Form, um mitzuhelfen, die 
Voraussetzungen für eine wirkungs­
volle Rechteerziehung der Schüler zu 
schaffen.
Darüber hinaus haben die Staats­
anwälte im Zusammenwirken mit 
den Schulen und der FDJ die Wah­
len zu den Eltemvertretungen, Klas­
senelternversammlungen sowie Schu­
lungen im Rahmen des Jugendver­
bandes genutzt, um das politische 
Anliegen der Rechtserziehung dar-
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